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Durch die Hochrechnung auf
die tägliche Ausscheidung
komme der vollständigen
Sammlung des Urins über 24
Stunden eine kritische Be-
deutung zu, erklären Hoff-
mann und Kollegen. Gerade
diese Angaben aber seien
vermutlich nicht immer zu-
verlässig gewesen. Verluste
führten hier systematisch zu
einer Unterschätzung der
Uranausscheidung. Bei der
Auswertung sei auch nicht die
exponierte Gruppe mit der
Kontrollgruppe verglichen
worden, sondern lediglich
beide Gruppen separat mit ih-
ren jeweiligen Ausgangswer-
ten. So habe tatsächlich die
Uranausscheidung der Gruppe
mit möglicher DU-Kontami-
nation um etwa 60 Prozent
über dem Erwartungswert
gelegen. Da im Bericht nur die
Gesamtgröße der Studien-
gruppe, nicht aber die Größe
der Kontroll- und Untersu-
chungsgruppe angegeben ist,
habe die statistische Signifi-
kanz dieses Hauptergebnisses
allerdings nicht präzise er-
mittelt werden können. Bei
annähernd gleichen Gruppen-
größen sei aber eine Signifi-
kanz gegeben.
Die bisher erhobenen Werte
der Uranausscheidung im
Uran erlauben keine verläßli-
che Feststellung der Inkorpo-
ration durch Inhalation von
schwerlöslichem DU in Men-
gen, die einer Folgedosis von
mehreren Millisievert entspre-
chen, konstatieren Hoffmann,
Franke und Greiser. Mit den
angewandten Methoden sei
eine Inhalation von schwer-
löslichem DU erst dann ver-
läßlich nachweisbar, wenn die
dadurch verursachte Folgedo-
sis um mehr als das 1000-fa-
che über der Dosis liegt, die
jährlich durch die mittlere
Hintergrundbestrahlung mit
Uran aus natürlichen Quellen
verursacht wird. Dieser Sach-
stand sei dadurch bedingt, daß
das Uran aus natürlichen
Quellen überwiegend in stär-
ker löslicher Form aufge-
nommen und um ein Vielfa-
ches stärker mit dem Urin
ausgeschieden werde.
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In Schweden
war mehr
Uran im Urin
als im Kosovo
Das Forschungsinstitut des
schwedischen Verteidigungs-
ministeriums FOI hat den
Urangehalt im Urin von 200
schwedischen Soldaten, die
nach sechs Monaten aus dem
Kosovo nach Hause kamen,
mit dem Urangehalt von 200
Soldaten verglichen, die erst
dorthin reisen sollten. Das
überraschende Ergebnis war,
daß die Soldaten, die in
Schweden geblieben waren,
drei- bis viermal mehr Uran
im Urin hatten als die zurück-
gekehrten Soldaten aus dem
Kosovo. Es war befürchtet
worden, daß die Soldaten der
Strahlung von abgereichertem
Uran (DU) ausgesetzt waren,
die sich in den von der NATO
angewandten panzerdurch-
schlagenden Projektilen be-
fand. Das meldete die schwe-
dische Zeitung Svenska Dag-
bladet am 8. August 2001.

Die Generalärztin Ann-Marie
Göransson erklärte dem Be-
richt zufolge, daß die Ursache
vermutlich im hohen Urange-
halt des schwedischen Ur-

bergs zu suchen sei, wodurch
das Trinkwasser in Schweden
mehr Uran enthalte als der
sandige Boden am Mittel-
meer. Das Ergebnis der Unter-
suchung sei so interessant, daß
die Strahlenschutzbehörde SSI

Ungeachtet zahlreicher Prote-
ste von Umweltschutzorgani-
sationen und der Ablehnung
durch die Mehrheit seiner
Bürger hat Rußlands Präsident
Wladimir Putin am 11. Juli
2001 ein Gesetzespaket unter-
zeichnet, das die Einfuhr von
Atommüll aus dem Ausland
erlaubt. Zuvor hatte die russi-
sche Staatsduma mit 243 von
450 Stimmen am 6. Juni 2001
zugestimmt. Das russische
Atomministerium verspricht
sich davon ein Milliardenge-
schäft. In den kommenden
zehn Jahren soll Rußland
durch die Einfuhr und Lage-
rung von 20.000 Tonnen ab-
gebrannter Brennelemente 21
Milliarden Dollar einnehmen.

„Die Abgeordneten haben für
eine Umweltkatastrophe ge-
stimmt“, sagte Berichten aus
Moskau zufolge der Vorsit-
zende der Partei Jabloko, Gri-
gorij Jawlinskij, nach der Ent-
scheidung des russischen Un-
terhauses. Seine Partei wolle
ein Referendum zu dieser
Frage anstrengen. Umweltor-
ganisationen hatten in der
Vergangenheit bereits 2,5
Millionen Unterschriften ge-
gen das neue Gesetz gesam-
melt (Strahlentelex berichte-
te), von denen jedoch 600.000
von der zentralen Wahlkom-
mission für ungültig erklärt
wurden. Für die Abhaltung ei-
nes Referendums sind jedoch
zwei Millionen gültige Unter-
schriften notwendig. Nach

Umfragen mehrerer Mei-
nungsforschungsinstitute äu-
ßerten sich 80 Prozent der be-
fragten russischen Bürger ge-
gen eine Einfuhr von Atom-
müll aus dem Ausland.

600 Nichtregierungsorganisa-
tionen hatten in einem Appell
an Präsident Putin gegen die
Atommüll-Novelle protestiert,
die zunächst auch vom russi-
schen Oberhaus, dem Födera-
tionsrat, gebilligt werden
mußte, bevor sie durch die
Unterschrift des Präsidenten
in Kraft treten konnte. „Nur
die Mafia kann an Gesetzen
interessiert sein, die dem Im-
port von Atommüll den Weg
freimachen und Rußland in
eine Atommülldeponie ver-
wandeln“, wird zwar der Vor-
sitzende des Föderationsrates,
Jegor Strojew, zitiert, doch
galt es von vornherein als un-
wahrscheinlich, daß sich das
inzwischen von Putin ent-
machtete Oberhaus gegen den
Kreml stellen würde.

Das russische Umweltgesetz
hatte bisher nur die Einfuhr
von Brennstäben aus Kraft-
werken sowjetischer Bauart
erlaubt. Das neue Gesetz un-
tersagt nun zwar weiterhin die
Endlagerung von Atommüll,
aber die abgebrannten Brenn-
elemente sollen auf unbe-
stimmte Zeit in Rußland zwi-
schengelagert werden können.
Das Moskauer Atomministe-
rium geht davon aus, daß

weiter dazu forschen werde.
Der hohe Urangehalt im
schwedischen Erdboden ist
auch die Ursache für das be-
kannte besondere Radonpro-
blem in schwedischen Häu-
sern. l
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